
wendig, sich auf den verschärf
ten Wirtschaftskriegskurs des 
Imperialismus und die damit ein
hergehenden Erschwernisse m 
der internationalen Zusammenar
beit einzustellen. Solche Er
schwernisse ergeben sich aus 
der Erweiterung der Embargoli
sten für den Export in sozialisti
sche Länder, aus der direkten Be
hinderung des Handels mit den 
RGW-Ländern wie auch aus den 
Versuchen der USA, neutrale 
Staaten - wie zum Beispiel 
Österreich - zu zwingen, sich 
dem Wirtschaftskriegskurs anzu
schließen. Diese offen feindse
lige Politik gegen den Sozialis
mus verschlechtert das Klima in 
den Ost-West-Wirtschaftsbezie- 
hungen, erschwert langjährig be
währte, Export- und Importge
schäfte bzw. macht sie über
haupt unrealisierbar.
Die anhaltenden Auswirkungen 
der mehrjährigen USA-Hochzins- 
politik und deren besonders dis
kriminierende Handhabung ge
genüber den RGW-Ländern so
wie politisch motivierter Druck 
bei der Gewährung von Krediten 
führen zu einer anhaltenden Ver
teuerung von Importen für die 
RGW-Länder. Fakt ist, daß, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, 
an den internationalen Kredit
märkten ein Kreditboykott gegen-

Der imperialistische Wirtschafts
krieg hat heute alle Bereiche der 
Ost-West-Wirtschaftsbeziehun
gen erfaßt. Doch in der Ge
schichte hat sich mehr als einmal 
bestätigt, daß alle Versuche, 
Druck auf die UdSSR und die so
zialistischen Länder auszuüben 
und das Rad der Geschichte zu
rückzudrehen, zum Scheitern ver
urteilt sind. Auch ein Kurs der 
Sanktionen und des Boykotts, 
des Handels- und Wirtschafts
krieges kann die UdSSR und die 
ganze sozialistische Gemein
schaft nicht in die Knie zwingen. 
Eine solche Politik ist genauso 
aussichtslos wie es die Bestre
bungen des Imperialismus sind.

über den RGW-Ländern durchge
setzt wurde. Er schränkt die Be
weglichkeit des Ost-West-Han
dels drastisch ein. Es verstärkt 
sich auch die restriktive Haltung 
westlicher Banken bei der Finan
zierung von Geschäften selbst 
kapitalistischer Unternehmen im 
Ost-West-Handel.
Hinzu kommt, daß die imperiali
stischen Länder, und hier wie
derum voran die USA, Boykott
maßnahmen zur Behinderung 
von Exporten aus den RGW-Län
dern eingeführt haben. Dazu ge
hören die bereits erfolgte Aber
kennung der Meistbegünsti
gungsklausel der USA für die VR 
Polen und die angekündigte Ab
erkennung dieser Klausel für die 
SR Rumänien. Hierzu zählt aber 
auch die diskriminierende Einfuhr
überwachung gegenüber soziali
stischen Ländern seitens kapitali
stischer Industrieländer, wie zum 
Beispiel die Verkürzung der Be
antragungsfristen und Geltungs
dauer von Einfuhrlizenzen, verzö
gerte Lizenzerteilung und die Zu
nahme von Verfahren zur Unter
bindung einer positiven Export
entwicklung der RGW-Länder. 
Erwähnt werden muß auch, daß 
die USA die wissenschaftlich- 
technischen Beziehungen mit der 
VR Polen und auch mit der 
UdSSR eingestellt haben.

durch einen Rüstungswettlauf 
eine militärische Überlegenheit 
zu erlangen. Die sozialistische 
Gemeinschaft, darauf wird in der 
politischen Deklaration der Teil
nehmerstaaten des Warschauer 
Vertrages mit Nachdruck verwie
sen, sieht im Interesse der Wah
rung des Weltfriedens diesem 
Treiben nicht tatenlos zu.
Der von den aggressivsten Kräf
ten des Imperialismus gegen die 
sozialistischen Staaten entfachte 
Wirtschaftskrieg stellt neue An
forderungen an die Werktätigen 
im Sozialismus. Der Wirtschafts
krieg ist, wie der Generalsekretär 
des ZK der SED, Genosse Erich 
Honecker, in seiner Rede zum

Jahreswechsel 1982/83 fest
stellte, „ein zusätzlicher Anlaß, 
die Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion und den anderen 
Ländern des RGW zielstrebig zu 
vertiefen. Das läßt monopolkapi
talistische Boykottversuche ins 
Leere stoßen, festigt die wirt
schaftliche Unangreifbarkeit der 
DDR und erhöht die Sicherheit 
ihrer Zukunftspläne."1 2 
Selbstverständlich bleibt es da
bei - die im März durchgeführte 
Leipziger Messe und die dort ge
führten vielfältigen Wirtschafts
gespräche, auch mit USA-Unter- 
nehmen, sind ein erneuter Be
weis dafür daß die DDR, die 
UdSSR, daß alle RGW-Länder 
bestrebt und gewillt sind, die 
Wirtschaftsbeziehungen mit ka
pitalistischen Industrieländern zu 
entwickeln und auszubauen. Die 
ökonomische Zusammenarbeit, 
die Handelstätigkeit auf der 
Grundlage des gegenseitigen 
Vorteils, sind wesentliche Prinzi
pien der Politik der friedlichen 
Koexistenz, wie sie zwischen 
Staaten unterschiedlicher Gesell
schaftsordnung objektiv notwen
dig ist.
Der in den sozialistischen Staa 
ten eingeschlagene Weg des hö
heren ökonomischen Leistungs
anstiegs und der engeren brüder
lichen Zusammenarbeit stellt ein 
wesentliches Mittel dar, um den 
imperialistischen wirtschaftli
chen Drohungs- und Erpres
sungsversuchen wirkungsvoll zu 
begegnen. Die erfolgreiche Fort
setzung der Politik ökonomi
schen Wachstums mit Zuwachs
raten, von denen man im Impe
rialismus nur zu träumen vermag, 
ist die beste Antwort des Sozia
lismus auf den Wirtschaftskriegs
kurs des Imperialismus.
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1) siehe Thesen des ZK der SED zum Karl- 
Marx-Jahr 1983, Dietz Verlag Berlin 1982, 
S. 34
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